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Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Melderechtsrahmengesetzes (MRRG) 
— Drucksachen 8/3825, 8/4261 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 


Der Gesetzentwurf hat zum Ziel, eine bundeseinheit- 
liche Rechtsgrundlage für die anstehende Neuord- 
nung des Melderechts der Länder zu schaffen und' 
dabei vorrangig den bisher nur in Verwaltungsvor- 
schriften der Länder niedergelegten bereichseigenen 
Datenschutz einheitlich und selbständig gesetzlich 
zu regeln. Dabei soll, nachdem die Aufgaben des 
Meldewesens, Regeln über das Erheben, Verarbeiten 
und über die Zweckbindung personenbezogener Da- 
ten bezeichnet worden sind, die Datenübermittlung 
zwischen den Meldebehörden, anderen Behörden 
des Bundes, der Länder und Gemeinden, sonstigen 
öffentlichen Stellen sowie Dritten auf eine einheit- 
liche rechtliche Grundlage gestellt werden. 

Der Gesetzentwurf hat durch seinen rahmenrechtli- 
chen Charakter eine umfassende Neuordnung des 
Meldewesens durch ergänzende landesrechtliche Re- 
gelungen zur Folge. Dies sollte in einem Zeitraum 
von zwei Jahren geschehen. 


Bonn, den 25. Juni 1980 


Der Haushaltsausschuß 

Windelen Dr. Riedl (München) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Der Gesetzentwurf hat für den Bundeshaushalt keine 
Kosten zur Folge. Für die Haushalte der Länder 
dürften sich nach überschlägiger Schätzung die fi- 
nanziellen Mehrbelastungen in engen Grenzen hal- 
ten. Zu berücksichtigen ist dabei, daß diese Kosten 
in ähnlicher Höhe auch ohne dieses Rahmengesetz 
bei der überfälligen Novellierung der Landesmelde- 
gesetze entstehen würden. Aber auch bei den Kom- 
munen werden die Beachtung der datenschutzrele- 
vanten Bestimmungen des Gesetzentwurfs und die 
organisatorischen Vorkehrungen zu Mehrausgaben 
führen. Eine Schätzung dieser Kosten ist zur Zeit 
nicht möglich. 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Haushalt des Bundes 
vereinbar. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Innenausschuß vorgelegten Beschlußempfehlung zu 
dem Gesetzentwurf. 




